
 

  

S 12 RJ 366/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 19
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 366/99
Datum 08.02.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 RJ 244/01
Datum 07.08.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
08.02.2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten sind Rentenleistungen wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit (EU)
anstelle von Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit (BU) streitig.

Der am 1939 geborene KlÃ¤ger war bis 31.12.1997 als Heizungs- und
LÃ¼ftungsbaumeister selbstÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig. Mit Bescheid vom 18.06.1998
bewilligte ihm die Beklagte Rente wegen BU ab 01.01.1998. MaÃ�gebend hierfÃ¼r
waren die Ermittlungen des Ã�rztlichen Dienstes der Beklagten, nach denen beim
KlÃ¤ger ein chronisches und persistierendes Schmerzsyndrom nach Schulter-Brust-
und HWS-Prellung im Rahmen eines Arbeitsunfalles (7/1990) ohne neurologische
Symptomatik bei nachgewiesenen Bandscheibenprotrusionen bzw flachem
medialen Diskusprolaps mit geringer Luxation nach kaudal bei C3/4 ohne
Wurzelreizerscheinung und Verdacht auf psychogene Fehlverarbeitung des
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Unfalltraumas sowie Analgetikaabusus als leistungsmindernde
GesundheitsstÃ¶rungen festgestellt wurden. Der Neurologe und Psychiater Dr.Dr.N.
hatte den KlÃ¤ger in seinem Gutachten vom 09.05.1996 fÃ¼r fÃ¤hig erachtet,
leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes zu betriebsÃ¼blichen
Bedingungen noch vollschichtig zu verrichten.

Den Umwandlungsantrag vom 10.08.1998 lehnte die Beklagte nach Beinahme eines
orthopÃ¤dischen Gutachtens von Frau Dr.B. und eines weiteren neurologisch-
psychiatrischen Gutachtens Dr.Dr.N. vom 16.12.1998 mit Bescheid vom 11.01.1999
und Widerspruchsbescheid vom 10.05.1999 ab, nachdem beide Gutachter zu der
Beurteilung gelangt waren, dass der KlÃ¤ger leichte TÃ¤tigkeiten mit bestimmten
FunktionseinschrÃ¤nkungen weiterhin ganztÃ¤gig verrichten kÃ¶nne.

Das Sozialgericht WÃ¼rzburg (SG) hat im vorbereitenden Verfahren die
Schwerbehindertenakte des AVF WÃ¼rzburg sowie Befundberichte des
Allgemeinmediziners Dr.E. und der AnÃ¤stesistin Dr.K. beigezogen. Der Nervenarzt
Dr.S. hat das Gutachten vom 12.10.2000 erstattet. Er stellte neben den bekannten
orthopÃ¤dischen Leiden auf seinem Fachgebiet eine somatoforme
SchmerzstÃ¶rung und eine GewÃ¶hnung an das zentral wirkende Schmerzmittel
Tramal retard und an die im Durogesic-Pflaster enthaltenen Wirkstoffe fest. Leichte
bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten seien dem KlÃ¤ger (wie bisher) vollschichtig
zumutbar, nicht dagegen Arbeiten mit besonderer nervlicher Belastung (vor allem
FlieÃ�bandarbeit), TÃ¤tigkeiten an laufenden Maschinen oder an
unfallgefÃ¤hrdeten ArbeitsplÃ¤tzen. GegenÃ¼ber den Ermittlungen des Ã¤rztlichen
Dienstes der Beklagten sei keine wesentliche Ã�nderung eingetreten.

Dieser Leistungsbeurteilung hat sich das SG angeschlossen und die Klage mit Urteil
vom 08.02.2001 abgewiesen. Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme (Gutachten
Dr.S.) sei die Kammer zu der Ã�berzeugung gelangt, dass die EinsatzfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten in quantitativer Hinsicht nicht eingeschrÃ¤nkt
sei.

Mit der hiergegen eingelegten Berufung macht der KlÃ¤ger im Wesentlichen
geltend, er kÃ¶nne seit dem Arbeitsunfall vom 16.07.1990 aufgrund seiner
schwerwiegenden gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen selbst kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten zu den heute Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
nicht mehr ganztÃ¤gig verrichten. Als Folge der Unfallverletzungen sei es zu einer
SchmerzstÃ¶rung gekommen, die ihn in seiner LeistungsfÃ¤higkeit deutlich
beeintrÃ¤chtige, weshalb er wÃ¤hrend des Tages vermehrt Ruhepausen einlegen
mÃ¼sse und in seiner Nachtruhe erheblich gestÃ¶rt sei. Er befinde sich nach wie
vor in schmerztherapeutischer Behandlung.

Der Senat hat neben Befundberichten der AnÃ¤stesistin Dr.K. , des
Allgemeinmediziners Dr.E. und des Neurologen und Psychiaters Dr.C. die Unterlagen
der Landwirtschaftlichen Alterskasse Unterfranken beigezogen. Aus letzteren ergibt
sich, dass die LAK den Antrag des KlÃ¤gers vom 25.03.1998 auf Bewilligung von
Rente wegen EU nach Einholung einer orthopÃ¤dischen Stellungnahme und eines
nervenÃ¤rztlichen Gutachtens abgelehnt hat. Das hiergegen vom KlÃ¤ger
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angestrengte Klageverfahren (SG WÃ¼rzburg S 6 LW 17/99) wurde durch Beschluss
des SG vom 29.03.2001 zum Ruhen gebracht. In den Unterlagen der LAK findet sich
eine Gewerbeanmeldung des KlÃ¤gers zum 01.02.2001; als Gegenstand der
beabsichtigten gewerblichen TÃ¤tigkeit sind darin angegeben: Dienstleistungen (zB
Beratungen im Baunebengewerbe, Heizungsbau, Fischerei- und
Landschaftsplanung, Energieversorgung), GroÃ�- und Einzelhandel im
Energiesektor, Handel mit Kunstgewerbe, Waffen). Beigezogen sind auÃ�erdem die
Unterlagen der Bau BG Bayern und Sachsen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 08.02.2001 aufzuheben und die Beklagte unter
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 11.01.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10.05.1999 zu verurteilen, ihm ab 01.01.1998 Rente
wegen EU zu gewÃ¤hren.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestands wird neben den genannten Unterlagen auf die
Verwaltungsakten der Beklagten, die Streitakten erster und zweiter Instanz sowie
auf das Vorbringen der Beteiligten in den eingereichten SchriftsÃ¤tzen Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist form- und fristgerecht (Â§Â§ 143, 151 SGG) eingelegt und auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig (Â§ 144 SGG).

Das Rechtsmittel des KlÃ¤gers ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Das SG hat im
angefochtenen Urteil vom 08.02.2001 zu Recht entschieden, dass dem KlÃ¤ger
Leistungen wegen EU nicht zustehen; denn der KlÃ¤ger war und ist nicht
erwerbsunfÃ¤hig im Sinne des Gesetzes.

Nach Â§ 44 Abs 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der bis 31.12.2000
gÃ¼ltigen Fassung (aF) haben Versicherte bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
Anspruch auf Rente wegen EU, wenn sie 1. erwerbsunfÃ¤hig sind, 2. in den letzten 5
Jahren vor Eintritt der EU 3 Jahre Pflicht beitragszeiten haben und 3. vor Eintritt der
EU die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

ErwerbsunfÃ¤hig sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser
RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen zu
erzielen, das 1/7 der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt (Â§ 44 Abs 2 Satz 1
Halbsatz 1 aF SGB VI).

Diese Voraussetzungen liegen beim KlÃ¤ger nicht vor. Die Vorschrift des Â§ 44 Abs
2 aF SGB VI umschreibt den Leistungsfall der EU im Wesentlichen dahin, dass das
Herabsinken der FÃ¤higkeit, auf dem Arbeitsmarkt erwerbstÃ¤tig zu sein und
Einkommen zu erzielen, von einem bestimmten Grade an (bei ErfÃ¼llung der
sonstigen, insbesondere versicherungsrechtlichen Voraussetzungen) einen
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Rentenanspruch begrÃ¼ndet (BSG SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr 14 mwN).

Die GesundheitsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers sind weder fÃ¼r sich allein betrachtet
noch in ihrem Zusammenwirken so ausgeprÃ¤gt, dass sie eine zeitliche
LeistungseinbuÃ�e zur Folge hÃ¤tten und den KlÃ¤ger selbst bei BeschrÃ¤nkung
auf kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten daran hinderten, einer GanztagsbeschÃ¤ftigung
nachzugehen. Der Senat stÃ¼tzt sich hinsichtlich dieser Leistungsbeurteilung auf
die von der Beklagten eingeholten Gutachten der OrthopÃ¤din Dr.B. und des
Neurologen Prof.Dr.Dr.N. sowie auf die AusfÃ¼hrungen des vom SG gehÃ¶rten
Nervenarztes Dr.S. im Gutachten vom 12.10.2000. Nach den Befunderhebungen
und Untersuchungsergebnissen der Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ist die
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im Wesentlichen durch folgende
GesundheitsstÃ¶rungen eingeschrÃ¤nkt: HalswirbelsÃ¤ulensyndrom mit mÃ¤Ã�iger
FunktionsstÃ¶rung bei BandscheibenvorwÃ¶lbungen C3/C6;
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom mit mÃ¤Ã�iger FunktionsstÃ¶rung bei beginnender
Abnutzung; beginnende Abnutzung der HÃ¼ftgelenke; Abnutzungserscheinungen
der Fingergelenke mit beginnender FunktionsstÃ¶rung der Endgelenke III und IV
sowie Steifigkeit des Mittelgelenkes IV; Krampfaderleiden bei GeschwÃ¼rsneigung
im Bereich des linken Unterschenkels; somatoforme SchmerzstÃ¶rung;
GewÃ¶hnung an das zentral wirksame Schmerzmittel Tramal retard und Durogesic-
Pflaster. Die orthopÃ¤discher Beurteilung unterliegenden Beschwerden gehen im
Wesentlichen auf den Arbeitsunfall vom 16.07.1990 zurÃ¼ck, bei dem es zur
Einklemmung zwischen einer Mauer und einem vom KlÃ¤ger abgebauten Ã�ltank
mit einer relativ geringen HalswirbelsÃ¤ulen-Zerrverletzung und einer
Schulterkontusion kam. In Verbindung mit den auf neurologischem Gebiet
vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen wird durch die Unfallfolgen die
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers â�� bezogen auf den Leistungsfall der EU â�� nicht
in rentenrechtlich bedeutsamer Weise beeintrÃ¤chtigt. Der KlÃ¤ger ist vielmehr
nach den AusfÃ¼hrungen aller bisher gehÃ¶rten Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen mit
kÃ¶rperlich leichten Arbeiten nach wie vor vollschichtig belastbar. Nicht zugemutet
werden kÃ¶nnen ihm TÃ¤tigkeiten mit besonderer nervlicher Belastung wie
Akkordund FlieÃ�bandarbeit, Wechsel- und Nachtschicht, TÃ¤tigkeiten an laufenden
Maschinen sowie TÃ¤tigkeiten, die mit LÃ¤rm verbunden sind. Aus
arbeitsmedizinischer Sicht scheiden ferner aus: TÃ¤tigkeiten an unfallgefÃ¤hrdeten
ArbeitsplÃ¤tzen und solche mit besonderer Belastung des Bewegungs- und
StÃ¼tzsystems (wie Ã¼berwiegendes Stehen oder Gehen, hÃ¤ufiges Heben und
Tragen von Lasten, hÃ¤ufiges BÃ¼cken und Steigen, Ã�berkopfarbeit sowie
Arbeiten in Zwangshaltungen). DarÃ¼berhinaus sollten bei TÃ¤tigkeiten im Freien
EinflÃ¼sse von KÃ¤lte, Hitze, Zugluft und starken Temperaturschwankungen sowie
NÃ¤sse und LÃ¤rm vermieden werden. Bei Beachtung dieser
FunktionseinschrÃ¤nkungen ist der KlÃ¤ger auf dem hier einschlÃ¤gigen
allgemeinen Arbeitsmarkt noch vollschichtig einsetzbar.

Zusammenfassend lÃ¤sst das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers (zumindest bei
BeschrÃ¤nkung auf leichte Arbeiten) weiterhin eine vollschichtige ErwerbstÃ¤tigkeit
zu. In diesem Zusammenhang weist der Senat darauf hin, dass auch die LAK
Unterfranken die Bewilligung von Rente wegen EU aus medizinischen GrÃ¼nden
abgelehnt hat, nachdem sie ebenfalls zu der Auffassung gelangt war, dass der
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KlÃ¤ger leichte Arbeiten noch vollschichtig verrichten kÃ¶nne. Im Hinblick auf den
entsprechenden Klagevortrag hat der Ã¤rztliche SachverstÃ¤ndige Dr.S. mit Recht
betont, dass der KlÃ¤ger nicht so sediert, matt und leistungsunfÃ¤hig ist, wie er sich
selbst einschÃ¤tzt und darstellt. Dieser Beurteilung Dr.S. entspricht auch das
Ergebnis der AnspruchsprÃ¼fung im Unfallverfahren. Danach hat der Arbeitsunfall
vom 16.07.1990 zu einem Rentenverfahren bei der Bau BG Bayern und Sachsen
gefÃ¼hrt, die mit bindendem Bescheid vom 17.02.1994 Rentenleistungen
abgelehnt hat, weil die von ihr gehÃ¶rten Gutachter wegen der Unfallfolgen keine
messbare MdE feststellen konnten. Das anschlieÃ�end durchgefÃ¼hrte
Klageverfahren vor dem SG WÃ¼rzburg (S 2 U 176/94) hat nach Einholung eines
nervenÃ¤rztlichen Gutachtens am 24.01.1995 zur RÃ¼cknahme der Klage durch
den KlÃ¤ger gefÃ¼hrt.

Vorliegend besteht keine Pflicht der Beklagten oder des Gerichts, eine
zustandsangemessene (regelmÃ¤Ã�ig tariflich erfasste) TÃ¤tigkeit zu benennen.
Das ist nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) nur bei
auÃ�ergewÃ¶hnlichen (betriebsunÃ¼blichen) Arbeitsplatzanforderungen notwendig
(BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nrn 75, 117, 176). Im Fall des KlÃ¤gers kommt eine
derartige Benennungspflicht unter keinem Blickwinkel in Betracht. Denn bei den
durch die Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen (unter Einbeziehung der von der
Beklagten und vom SG eingeholten Gutachten) bezeichneten Einsatzbedingungen,
die zum Schutz des KlÃ¤gers vor unzumutbaren Belastungen am Arbeitsplatz
eingehalten werden mÃ¼ssen, handelt es sich zur Ã�berzeugung des Senats nicht
um EinschrÃ¤nkungen, die entweder als "gravierende Einzelbehinderung" oder
wegen auÃ�ergewÃ¶hnlicher "Summierung einer Mehrzahl krankheitsbedingter
LeistungseinschrÃ¤nkungen" einen denkbaren Arbeitseinsatz auf so wenige
Gelegenheiten reduzieren, dass diese wegen GeringfÃ¼gigkeit auÃ�er Betracht
bleiben mÃ¼ssten. Ein Ausnahmetatbestand, der abweichend vom Regelfall auch
bei vollschichtig ErwerbsfÃ¤higen die PrÃ¼fung erforderlich macht, ob ein
Arbeitsplatz vermittelt werden kann, liegt beim KlÃ¤ger nicht vor. So lange er im
Stande ist, unter betriebsÃ¼blichen Bedingungen noch vollschichtig und
regelmÃ¤Ã�ig Erwerbsarbeit zu leisten, besteht grundsÃ¤tzlich keine Pflicht der
Verwaltung und der Gerichte, konkrete ArbeitsplÃ¤tze oder
VerweisungstÃ¤tigkeiten mit im Einzelnen nachprÃ¼fbaren Belastungselementen
zu benennen; vielmehr ist in solchen FÃ¤llen von einer ausreichenden Zahl von
ArbeitsplÃ¤tzen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszugehen (BSG SozR 2200 Â§
1246 Nr 90).

Der KlÃ¤ger hat somit gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Leistungen wegen
EU.

Die Berufung war deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.
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